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Ein Rückblick in Stichworten:
1972 - was war da los? Das unruhige Jahr 1968 mit den Studentenunruhen und dem Einmarsch der roten Armee in die CSSR war erst vier Jahre her. Die Regierung Brandt-Scheel amtierte erst seit Herbst 1969. 1970 wurde der Gewaltverzichtsvertrag mit der UdSSR geschlossen, die Schlacht um den Grundvertrag mit der DDR war in vollem Gange, er wurde 1973 vom Bundestag ratifiziert. Gegen beide Verträge klagte die Union vor dem Bundesverfassungsgericht. Die sozialliberale Koalition stand unter großem Druck der Wirtschaft, die sich gegen die Novellierung des Betriebsverfassungsgesetzes wehrte. In der Folge von 1968 hatten sich zahlreiche linke Gruppen und Parteien gebildet. Zum Teil orientierten sich die kommunistischen Parteien an Moskau oder Peking. In der SPD machte sich eine starke linke Strömung, insbesondere bei den Jusos bemerkbar. Die CDU kämpfte in Wahlen mit der Losung "Freiheit oder Sozialismus". In dieser Situation ging die SPD auf Abgrenzungskurs nach links. Im Herbst 1971 gab es einen Parteiratsbeschluss, der die Zusammenarbeit von Sozialdemokraten und Kommunisten verbot, im Dezember einen Senatsbeschluss in Hamburg, der die Einstellung von "Verfassungsfeinden" in den Öffentlichen Dienst verhindern sollte. Dieser Beschluss wurde am 28.1.1972 dann von den Ministerpräsidenten der Länder und Willy Brandt übernommen, er ging als "Radikalenerlass" in die Geschichte ein.

Formell war der Beschluss gegen Radikale von rechts und links gefasst, in der Praxis wurden von wenigen Ausnahmen abgesehen (Deckert, Schützinger) hauptsächlich Kommunisten u.a. Linke getroffen. Laut Angaben der Bundesregierung gegenüber der ILO von 1987 wurden 3,5 Millionen Bewerber vom Verfassungsschutz überprüft, es kam zu 11000 Verfahren, 2200 Disziplinarverfahren, 1250 Ablehnungen und 265 Entlassungen. In Baden Württemberg sind etwa 249 Personen nicht eingestellt und 49 aus dem Dienst entlassen worden.

Wir wollen daran erinnern, dass die Einschränkung der Freiheit immer auch eine Beschädigung der politischen Kultur des Landes bedeutet. Wir wollen auch daran erinnern, dass einige tausend junge Menschen teuer für ihr politisches Engagement bezahlen mussten, von dem sie annehmen konnten, dass es zwar unbequem, aber legal und von den Grundrechten erlaubt war. Diese Menschen waren keine Verbrecher, sondern andersdenkende Menschen, die sich an Missständen der Gesellschaft störten, die sie verändern wollten. Die kritischen Organisationen und Menschen haben - bei aller Kritik, die auch in ihnen geübt werden kann und muss - dazu beigetragen, dass sich das Gesicht der Bundesrepublik verändert hat. In den 70er Jahren wurde durch die sozialliberale Koalition auf Regierungsebene und durch die politischen Bewegungen an den Hochschulen, Schulen und in anderen Bereichen ein Reformstau gelöst. Viele Verkrustungen wurden abgebaut, aus der 

engen Nachkriegsrepublik wurde in den 80er Jahren eine offenere, diskussionsfreudigere und tolerantere Gesellschaft. Die Kritiker der 70er 

Jahre legten die Fundamente für einen Aufbruch in eine andere Umweltpolitik. Sie kämpften für mehr Mitbestimmung, für mehr Toleranz gegenüber Minderheiten. Sie haben sich um die Demokratie verdient gemacht, auch wenn sie sich zum Teil als Gegner der bürgerlichen Demokratie verstanden und eine sozialistische Gesellschaft wollten. 

Der Versuch, kritische Meinungen per Radikalenerlass zu unterdrücken, richtete sich nicht nur gegen einzelne Parteien, er sollte allen Menschen signalisieren, welche Konsequenzen zu kritisches Engagement haben würde. Stellvertretend wurde eine Personengruppe, die stark in linken Gruppen organisiert war in schwere Existenzprobleme gestürzt. Die staatlichen Organe und die Justiz haben hysterisch überreagiert, denn eine wirkliche Bedrohung des Rechtsstaates war zu keiner Zeit gegeben. Staat und Justiz haben die Verhältnismäßigkeit der Mittel nicht beachtet.

Die Radikalenerlasse wurden nach und nach ausser Kraft gesetzt, aber eine politische oder moralische, geschweige denn eine materielle Entschädigung der Betroffenen unterblieb. Zwar wurden einige Lehrerinnen und Lehrer wieder eingestellt, doch nur in einem Fall wurde nach einem Urteil des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte eine Entschädigung bezahlt. 

30 Jahre nach dem Radikalenerlass wäre es an der Zeit, an die ehemaligen Betroffenen ein Wort des Bedauerns zu richten. Alle anhängigen Prozesse sollten schleunigst und unbürokratische einer gerechten Lösung zugeführt werden.
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